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verschwundenen Angehörigen bereitzustellen und alle Fragen im Zusammenhang mit allen 
Opfern von Entführungen so bald wie möglich zu klären, insbesondere die sofortige Rück-
kehr aller aus Japan und der Republik Korea stammenden entführten Personen, 

 unter nachdrücklichem Hinweis auf die Dringlichkeit und Wichtigkeit des Problems 
der Familientrennung, insbesondere für die betroffenen Koreaner in der ganzen Welt, in 
dieser Hinsicht mit der nachdrücklichen Aufforderung, die Zusammenführung getrennter 
Familien von beiden Seiten der Grenze wiederaufzunehmen, gemäß den auf dem innerkore-
anischen Gipfeltreffen am 19. September 2018 eingegangenen Verpflichtungen zur Verstär-
kung der humanitären Zusammenarbeit mit dem Ziel der grundlegenden Beilegung des 
Problems der Familientrennungen, und hervorhebend, wie wichtig es ist, voneinander ge-
trennten Familien regelmäßige Treffen und dauerhaften Kontakt zu gestatten, unter anderem 
im Rahmen regelmäßiger Treffen an einem leicht zugänglichen Ort und in einer leicht zu-
gänglichen Einrichtung, eines regelmäßigen Schriftwechsels und im Rahmen von Video-
konferenzen sowie über den Austausch von Videobotschaften, im Einklang mit den ein-
schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats, 

 unter Begrüßung der von Mitgliedstaaten unternommenen Anstrengungen, die Men-
schenrechtssituation in der Demokratischen Volksrepublik Korea stärker ins Bewusstsein 
der Weltöffentlichkeit zu rücken, und weiter dazu ermutigend sowie feststellend, dass die 
Menschenrechte, einschließlich der Gleichstellung der Geschlechter, untrennbar mit Frieden 
und Sicherheit verbunden sind, 

 in Ermutigung diplomatischer Bemühungen und betonend, wie wichtig es ist, in einem 
Dialog und Austausch zu stehen, insbesondere in einem innerkoreanischen Dialog, um auf 
die Verbesserung der Menschenrechtssituation und der humanitären Lage in dem Land hin-
zuwirken, 

 die Bemühungen unterstreichend, die der Generalsekretär unternimmt, um zur Verbes-
serung der innerkoreanischen Beziehungen und zur Förderung der Aussöhnung und der Sta-
bilität auf der koreanischen Halbinsel und des Wohles des koreanischen Volkes beizutragen, 

 1. verurteilt mit allem Nachdruck die seit Langem und noch immer durch die De-
mokratische Volksrepublik Korea begangenen systematischen, ausgedehnten und schweren 
Menschenrechtsverletzungen in dem Land, einschließlich derjenigen, die nach Aussage der 
vom Menschenrechtsrat in seiner Resolution 22/13 vom 21. März 201313 eingerichteten Un-
tersuchungskommission über die Menschenrechte in der Demokratischen Volksrepublik 
Korea möglicherweise Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen, und derjenigen, die 
von der mit Resolution 31/18 des Menschenrechtsrats vom 23. März 201614 eingesetzten 
Gruppe unabhängiger Expertinnen für die Frage der Rechenschaft für Menschenrechtsver-
letzungen in der Demokratischen Volksrepublik Korea15 und vom Hohen Kommissariat der 
Vereinten Nationen für Menschenrechte festgestellt wurden, sowie die anhaltende Straflo-
sigkeit für diese Rechtsverletzungen; 

 2. bekundet ihre sehr ernste Besorgnis über 

 a) die weiterhin eingehenden Berichte, einschließlich der detaillierten Feststellun-
gen in dem Bericht der Untersuchungskommission, über Menschenrechtsverletzungen wie 

_______________ 
13 Siehe Official Records of the General Assembly, Sixty-eigth Session, Supplement No. 53 (A/68/53), 
Kap. IV, Abschn. A. 
14 Siehe Official Records of the General Assembly, Seventy-first Session, Supplement No. 53 (A/71/53), 
Kap. IV, Abschn. A. 
15 Siehe A/HRC/34/66/Add.1. 
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 i) Folter und grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder 
Strafe, namentlich unmenschliche Haftbedingungen, sexuelle und geschlechtsspezifi-
sche Gewalt, insbesondere Vergewaltigungen, öffentliche Hinrichtungen, außerge-
richt öffe
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Ziffer abschließende Berichte vorgelegt werden und dass gemäß Ziffer 17 der Resolu-
tion 2375 (2017) keine Arbeitsgenehmigungen erteilt werden dürfen, und fordert die 
Demokratische Volksrepublik Korea nachdrücklich auf, die Menschenrechte von Ar-
beitskräften, einschließlich derjenigen, die in die Demokratische Volksrepublik Korea 
repatriiert werden, zu fördern, zu achten und zu schützen; 

 xii) die Diskriminierung auf der Grundlage des Songbun-Systems, das die Menschen 
aufgrund der ihnen vom Staat zugewiesenen sozialen Klasse und ihrer Geburt sowie 
auch unter Berücksichtigung ihrer politischen Anschauungen und Religion klassifi-
ziert; 

 xiii) die gegen Frauen gerichtete Gewalt und Diskriminierung, namentlich den un-
gleichen Zugang zu Beschäftigung und die diskriminierenden Gesetze und Bestim-
mungen; 

 b) die fortdauernde Weigerung der Regierung der Demokratischen Volksrepublik 
Korea, den Sonderberichterstatter des Menschenrechtsrats über die Menschenrechtssituation 
in der Demokratischen Volksrepublik Korea einzuladen oder mit dem Sonderberichterstatter 
und mehreren anderen Sonderverfahren der Vereinten Nationen im Einklang mit ihrem je-
weiligen Mandat sowie mit anderen Menschenrechtsmechanismen der Vereinten Nationen 
zusammenzuarbeiten; 

 c) die Tatsache, dass die Regierung der Demokratischen Volksrepublik Korea den 
Ernst der Menschenrechtssituation in dem Land nach wie vor nicht anerkennt und daher 
auch keine Maßnahmen zur Berichterstattung über den Stand der Umsetzung der Empfeh-
lungen, die im Ergebnis der ersten18, zweiten19 und dritten20 Allgemeinen regelmäßigen 
Überprüfung enthalten sind, und zur Berücksichtigung der Abschließenden Bemerkungen 
der Vertragsorgane ergriffen hat; 

 3. verurteilt die systematische Entführung, die Verweigerung der Repatriierung 
und das anschließende Verschwindenlassen von Menschen, einschließlich Menschen aus 
anderen Ländern, in großem Umfang und als staatliche Politik und fordert die Regierung der 
Demokratischen Volksrepublik Korea in dieser Hinsicht nachdrücklich auf, diese Angele-
genheiten von erheblicher internationaler Bedeutung dringend und auf transparente Weise 
zu lösen, unter anderem indem sie für die sofortige Rückkehr der Entführten sorgt; 

 4. unterstreicht ihre sehr ernste Besorgnis über Berichte, wonach die Demokrati-
sche Volksrepublik Korea innerhalb und außerhalb ihres Hoheitsgebiets Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafen, summarische Hin-
richtungen, willkürliche Inhaftierungen, Entführungen und andere Formen von Menschen-
rechtsverletzungen und -übergriffen gegen Staatsbürgerinnen und -bürger anderer Länder 
begeht; 

 5. bekundet ihre tiefste Besorgnis über die prekäre humanitäre Lage in dem Land, 
die sich aufgrund eingeschränkter Kapazitäten und der eingeschränkten Widerstandsfähig-
keit gegen Naturkatastrophen und Gesundheitskrisen wie die COVID-19-Pandemie und auf-
grund einer Regierungspolitik, die zu Einschränkungen bei der Verfügbarkeit ausreichender 
Nahrungsmittel und dem Zugang dazu führt, rasch verschlechtern könnte und die durch 
strukturelle Schwächen bei der Agrarproduktion, die zu einer erheblichen Knappheit an ver-
schiedenartigen Nahrungsmitteln führen, und durch die staatlichen Einschränkungen des 

_______________ 
18 A/HRC/13/13. 
19 A/HRC/27/10. 
20 A/HRC/42/10. 

https://undocs.org/ot/A/HRC/13/13
https://undocs.org/ot/A/HRC/27/10
https://undocs.org/ot/A/HRC/42/10


https://undocs.org/ot/A/RES/31/18
https://undocs.org/ot/A/RES/34/24
https://undocs.org/ot/A/RES/40/20
https://undocs.org/ot/A/RES/40/20
https://undocs.org/ot/A/HRC/43/58
https://undocs.org/ot/A/HRC/34/66/Add.1
https://undocs.org/ot/A/HRC/40/36
https://undocs.org/ot/A/72/53
https://undocs.org/ot/A/74/53
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Demokratischen Volksrepublik Korea aufgrund einer seit Jahrzehnten auf höchster Staats-
ebene festgelegten Politik und durch Institutionen, die der effektiven Kontrolle der Führung 
des Landes unterstehen, Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen wurden, was von 
der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte in ihrem dem Men-
schenrechtsrat gemäß Resolution 34/24 vorgelegten Bericht und in ihrem dem Rat gemäß 
Resolution 40/20 vorgelegten mündlichen Sachstandsbericht bestätigt wurde; 

 11. bringt ihre Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass die Behörden der Demokra-
tischen Volksrepublik Korea diejenigen, die für Menschenrechtsverletzungen und -über-
griffe verantwortlich sind, einschließlich für Rechtsverletzungen, die nach Aussage der Un-
tersuchungskommission möglicherweise Verbrechen gegen die Menschlichkeit darstellen, 
nicht strafrechtlich verfolgen, und legt der internationalen Gemeinschaft nahe, bei den An-
strengungen zur Gewährleistung der Rechenschaft zu kooperieren und sicherzustellen, dass 
solche Verbrechen nicht straflos bleiben; 

 12. legt dem Sicherheitsrat nahe, die einschlägigen Schlussfolgerungen und Emp-
fehlungen der Untersuchungskommission weiter zu prüfen und einen entsprechenden Be-
schluss zu fassen, um zu gewährleisten, dass Täter zur Rechenschaft gezogen werden, so 
auch indem er die Möglichkeit prüft, die Situation in der Demokratischen Volksrepublik 
Korea dem Internationalen Strafgerichtshof zu unterbreiten, sowie die Möglichkeit weiterer 
Sanktionen, die sich wirksam gegen diejenigen richten, die hauptverantwortlich für Men-
schenrechtsverletzungen zu sein scheinen, die nach Aussage der Kommission möglicher-

https://undocs.org/ot/A/RES/34/24
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 17. fordert die Regierung der Demokratischen Volksrepublik Korea mit allem 
Nachdruck auf, alle Menschenrechte 
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 i) eine Einladung an das Hohe Kommissariat der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte für einen Besuch in dem Land auszusprechen; 

 j) mit der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte und 
ihrem Amt, insbesondere seiner Struktur vor Ort in der Region, Aktivitäten der technischen 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte aufzunehmen, worum der vorherige 
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